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Mainz, 10.02.2015

Antrag 0327/2015/1 zur Sitzung Stadtrat Stadtrat am
11.02.2015

Unterbringung von Fliichtlingen in Mainz (CDU, SPD, GRUNE, FDP, 6dp) (neue
Version)

Durch Krieg und Verfolgung werden Millionen von Menschen weltweit derzeit gezwungen, ihre
Heimat zu verlassen. Die Stadt Mainz nimmt schutzsuchende Menschen gerne auf und mdchte fir
sie geeignete Unterklnfte zur Verfigung stellen.

Um dies sicher zu stellen, muss ein Gesamtkonzept zur Flichtlingsunterbringung erstellt werden.

Bedingt durch die Dringlichkeit der Aufnahme sowie durch den angespannten Wohnungsmarkt in
Mainz ist es nétig geworden, zusatzlich zur Schaffung weiterer Unterkinfte im gesamten Stadtge-
biet auch einen weiteren Ausbau der Unterkunft Zwerchallee in das Konzept aufzunehmen. Auf-
grund der Grolle dieser Gemeinschaftsunterkunft sowie deren peripherer Lage sind hier jedoch
besondere Anforderungen zu erfullen.

Der Stadtrat moge beschlieBen:

Eine mittelfristige Konzeption der Flichtlingsunterbringung muss folgende Voraussetzungen erfl-
len:

a) Die Unterbringung von Flichtlingen sollte mdglichst dezentral in Wohnungen vorrangig vor
Gemeinschaftsunterkinften erfolgen.

b) Die Verwaltung erstellt bis spatestens Ende April 2015 gemeinsam mit der Wohnbau ein
mittelfristiges Konzept zur zukinftigen Unterbringung von Flichtlingen (gemaf der prog-
nostizierten Flichtlingszahlen der kommenden drei Jahre). Der Mainzer Flichtlingsrat ist
einzubinden. Dieses Konzept ist stetig fortzuschreiben. Im Sozialausschuss soll regelmafig
ein kurzer Sachstand vorgelegt werden.

c) Als Zielmarke flr neue Unterklnfte wird eine Kapazitat von 100 Menschen angestrebt, bei
positiven infrastrukturellen Rahmenbedingungen kann diese Zielmarke auch Uberschritten
werden.



d)

e)

)

In Notunterklnften sollen Menschen maglichst nicht langer als vier Wochen untergebracht
werden.

Containerldsungen sollen vermieden und feste Bauten zum Standard werden. Werden auf-
grund von Zeitdruck dennoch Container genutzt, so soll der Qualitatsstandard der Weisen-
auer Unterkinfte nicht unterschritten werden.

In samtlichen Unterkiinften sollen Kiichen/Gemeinschaftskiichen zur eigenen Zubereitung
von Mahlzeiten durch die Bewohnerinnen und Bewohner eingerichtet werden.

In jeder Unterkunft soll es kindgerechte Spielmdéglichkeiten und Bewegungsflachen geben.

Bei Ausschreibungen fir die Sozialbetreuung von Gemeinschaftsunterkinften soll der hohe
Standard gehalten werden.

In allen Quartieren mit Flichtlingsunterkiinften sollen diese nach Mdglichkeit in die Ge-
meinwesensarbeit vor Ort integriert werden. Darlber hinaus bendtigt jede Unterkunft aus-
reichende Raumlichkeiten mit geeigneter Ausstattung fur die Sozialbetreuung sowie fur die
Arbeit von Ehrenamtlichen.

Eine Unterbringung von Flichtlingen auf Schiffen wird es in der Stadt Mainz nicht geben.

Im Fall einer Erweiterung der Gemeinschaftsunterkunft Zwerchallee sind folgende Punkte zu erfll-

len:

k)

1)

Aufgrund der peripheren Lage der Unterkunft bedarf es zwingend einer starkeren Offnung
der Unterkunft und einer Férderung des Austausches mit anderen Mainzer Birgerinnen
und Burger. Daher sollen Raumlichkeiten in einem der Gebaude der Zwerchallee statt einer
Wohnnutzung einer gemeinschaftlich integrationsférdernden Nutzung zugefiihrt werden.

Die Personenzahl wird auf max. 400 Menschen begrenzt.

m) Das Auflengeldnde ist etwa durch Sitzgelegenheiten und die Errichtung von Bolz-

n)

0)

/Spielplatzen aufzuwerten.

Es werden Gruppenraume (u.a. flr Sprachkurse und weitere Kurse) in ausreichender Zahl
und Grofde eingerichtet.

Gerade angesichts der GrofRe der Unterkunft ist der bisherige Betreuungsschlissel zu
uberprifen. Eine Sozialbetreuung rund um die Uhr ist zu gewahrleisten.

p) Aufgrund der Konzentration von belastenden Faktoren (La&rm und Emissionen von Industrie

und Verkehr, GroRe der Anlage) soll der Aufenthalt in dieser Unterkunft méglichst kurz ge-
halten werden. Daher wird den Bewohnerinnen und Bewohnern dieser Einrichtung bei ei-



nem schnellen Auszug aus der Unterkunft und dem Bezug einer dezentralen Unterkunft
geholfen.

Hannsgeorg Schonig (CDU)
Dr. Eckart Lensch (SPD)
Sylvia Kébler-Gross (GRUNE)
Walter Koppius (FDP)

Dr. Claudius Moseler (6dp)



	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag

